
Antrag INF-06: Leitantrag   Soziale Infrastruktur - Garant für eine 
starke Demokratie und gerechte Gesellschaft! Die AWO als Motor 
für soziale Gerechtigkeit und demokratische Teilhabe  
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Mittelrhein e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: INF - Soziale Infrastruktur 

 1 Seit ihrer Gründung im Jahr 1919 setzt sich die Arbeiterwohlfahrt (AWO) für eine
 2 gerechte und solidarische Gesellschaft ein. Unsere Werte – Solidarität, Toleranz,
 3 Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit – leiten uns in allem, was wir tun. Heute
 4 stehen wir in der AWO am Mittelrhein als Mitgliederverband angesichts zahlreicher
 5 Herausforderungen stärker denn je im Einsatz, um den sozialen Frieden zu sichern.
 6 Unsere ehrenamtlichen und professionellen Strukturen im sozialen
 7 Dienstleistungsbereich sind der Schlüssel dazu. In diesem Leitantrag betonen wir die
 8 entscheidende Rolle der sozialen Infrastruktur für das Fortbestehen der Demokratie.
 9 Wir richten uns mit klaren Forderungen an politische und zivilgesellschaftliche
 10 Entscheidungsträger, um eine nachhaltige Zukunft zu gestalten.

 11 Unsere zentralen Forderungen sind:

 12 Klare Rahmenbedingungen und f㘶nanzielle Unterstützung

 13

 14

 15

 16

 17

Die soziale Infrastruktur als Rückgrat einer gerechten Gesellschaft

Bund, Länder und Kommunen müssen gemeinsam Verantwortung übernehmen, um den
Erhalt und den Ausbau der sozialen Infrastruktur zu gewährleisten. Nur durch
klare Vorgaben und ausreichende f㘶nanzielle Mittel         bleibt diese
essenzielle Säule unserer Gesellschaft stabil und zukunftsfähig.     

 18 Verantwortung des Bundes 

 19 Der Bund trägt die Verantwortung, die soziale Infrastruktur durch rechtliche
 20 Rahmenbedingungen und nachhaltige f㘶nanzielle Unterstützung zu stärken.   

 21 Unsere zentralen Forderungen sind:

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

 33

 34

 35

Eine Pf㘶egereform, die innovative und bezahlbare Pf㘶egekonzepte ermöglicht und
Mindeststandards für Pf㘶egeeinrichtungen um hochwertige und bezahlbare Pf㘶ege
für alle zu gewährleisten.         

Die Einführung eines Demokratiefördergesetzes und die Novellierung des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes zur Bekämpfung von
Diskriminierung.         

Investitionen in Forschungs- und Entwicklungsprojekte, die technologischen und
nachhaltigen Innovationen im Bildungsbereich fördern.   

Bundesweite Fachkräfteinitiativen, um den  steigenden Bedarf an qualif㘶zierten
Fachkräften im sozialen Sektor zu decken.  

Nachhaltige Finanzierung von Freiwilligendiensten, Migrationsdiensten und
weiteren Einrichtungen der sozialen Infrastruktur.

Die Finanzierung des Rechtsanspruchs auf die Offene Ganztagsschule

und die Förderung des sozialen Wohnungsbaus.               
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 36 Verantwortung des Landes Nordrhein-Westfalen                     

 37 Das Land NRW hat gezielt in benachteiligte Stadtteile und ländliche Regionen zu
 38 investieren, um dort die soziale Infrastruktur zu stärken.                   

 39 Unsere zentralen Forderungen sind:

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

Zugang zu medizinischer Versorgung für alle Bürgerinnen und Bürger, unabhängig
von ihrem Wohnort.

Finanzielle Unterstützung gemeinnütziger Organisationen, die soziale
Dienstleistungen erbringen.

Langfristige Finanzierung zur Integration von benachteiligten Gruppen u. a.
Migrantinnen und Migranten, Menschen mit Behinderungen.

Eine angemessene Finanzierung des Kinderbildungsgesetzes und der Kommunen zur
Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Kindertagesstätten- und
Ganztagsbetreuungsplätze sowie auskömmliche Zuschüsse für Schulmittagessen.

 49 Verantwortung der Kommunen

 50 Die Kommunen stehen an vorderster Front der sozialen Arbeit und sind unmittelbar mit
 51 den Bedürfnissen der Menschen vor Ort konfrontiert. Damit sie ihrer Verantwortung
 52 gerecht werden und ihre zentrale Rolle in der sozialen und ökologischen Entwicklung
 53 ausfüllen können, müssen Bund und Länder sie stärker f㘶nanziell und strukturell
 54 unterstützen. Gleichzeitig müssen die Kommunen als Herzstück der sozialen
 55 Infrastruktur ihre Pf㘶ichten ernst nehmen und aktiv zur sozialen Gerechtigkeit und
 56 Nachhaltigkeit beitragen.

 57 Unsere zentralen Forderungen sind:

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

 65

Investitionen in soziale Einrichtungen wie Schulen, Kindertagesstätten,
Jugendzentren, Sportstätten, Senioreneinrichtungen und Gesundheitseinrichtungen,
um allen Menschen Zugang zu wichtigen Angeboten zu sichern.

Verpf㘶ichtende Klimapläne und Sozialentwicklungsplanung, um soziale und
ökologische Nachhaltigkeit langfristig zu fördern.

Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und barrierefreien öffentlichen Räumen, um
den sozialen Zusammenhalt und die Teilhabe aller Bürger*innen zu gewährleisten.

Förderung von Maßnahmen für eine inklusive Gesellschaft, die niemanden aufgrund

 66 von körperlichen, geistigen, seelischen oder sexuellen Merkmalen, Herkunft oder
 67 sozialem Status ausschließt.

 68 Unsere Rolle in der AWO am Mittelrhein als Motor für eine starke Demokratie

 69 Als führender Wohlfahrtsverband werden wir weiterhin unsere Stimme für soziale
 70 Gerechtigkeit und Teilhabe erheben.

 71 Das bedeutet:

 72 Fachpolitische Interessenvertretung

 73 Wir setzen uns auf allen politischen Ebenen dafür ein, dass Bildung, soziale
 74 Unterstützung, barrierefreie Zugänge und bürgerschaftliches Engagement gefördert
 75 werden. Unser Ziel ist es, dass unsere Forderungen von politischen
 76 Entscheidungsträgern gehört und umgesetzt werden.

 77 Angebote und Dienstleistungen

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025



 78 Ohne auskömmliche Finanzierung unserer Leistungen und Dienste werden wir Angebote
 79 einstellen und damit die Teilhabe der Menschen riskieren müssen. Dazu zählen
 80 Bildungs- und Beratungsangebote, barrierefreie Freizeitmöglichkeiten und Programme
 81 zur Förderung von Engagement und Integration.

 82 Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierung

 83 Durch intensive Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierungskampagnen werden wir das
 84 Bewusstsein für soziale Teilhabe schärfen und Barrieren abbauen. Wir klären über
 85 Rechte und Möglichkeiten auf und sensibilisieren für gesellschaftliche
 86 Herausforderungen.

 87 Netzwerkarbeit

 88 Gemeinsam sind wir stärker. Wir werden unsere Partnerschaften und Netzwerke ausbauen,
 89 um durch den Austausch von Wissen und Ressourcen die soziale Teilhabe zu fördern.

 90 Forschung und Entwicklung

 91 Wir beteiligen uns weiterhin aktiv an der Entwicklung neuer Ansätze zur Verbesserung
 92 der Teilhabe. Durch die Evaluierung bestehender Programme und die Entwicklung neuer
 93 Konzepte können wir die soziale Arbeit weiter voranbringen.

 94 Der Motor vor Ort - Die AWO-Ortsvereine

 95 Die AWO-Ortsvereine stehen in ihren Stadtteilen und Quartieren in direktem Kontakt
 96 mit den Menschen und den Themen, die ihre Nachbarschaften bewegen. Hier eröffnen sich
 97 für die Ortsvereine neue Aufgaben und Chancen, insbesondere bei der Gewinnung und
 98 Qualif㘶-zierung von Menschen aus der Nachbarschaft fürs Ehrenamt und der
 99 Interkulturelle Öffnung von Begegnungsstätten, Nachbarschaftszentren und
 100 Treffpunkten. Vor Ort können die Ortsvereine aktiv zum gesellschaftlichen Dialog
 101 beitragen und sich an der Weiterentwicklung demokratischer Prozesse beteiligen. Dabei
 102 übernehmen sie eine wichtige Rolle, indem sie das Forum vor Ort für lokale Themen
 103 sind. Mit dieser Arbeit leisten die Ortsvereine einen wertvollen Beitrag zur
 104 Förderung des sozialen Zusammenhalts und der Demokratie. Sie werden dabei tatkräftig
 105 von uns und den Kreis- und Regionalverbänden der AWO in unserem Bezirk unterstützt.

 106 Gemeinsam zum Erfolg

 107 Der Erhalt und Ausbau der sozialen Infrastruktur ist eine Aufgabe, die wir nur
 108 gemeinsam bewältigen können. Mit diesem Antrag stellen wir in der AWO am Mittelrhein
 109 klare Forderungen, um die notwendige Unterstützung sicherzustellen und soziale
 110 Gerechtigkeit nachhaltig zu fördern. Wir werden nicht nachlassen, dafür zu kämpfen,
 111 allen Menschen die Chancen auf Teilhabe und ein gerechtes Leben zu ermöglichen.

Begründung
Die AWO als Wohlfahrtsverband ist ein wesentlicher Baustein in der sozialen Infrastruktur und 
angewiesen auf klare, def㘶nierte Rahmenbedingungen und entsprechende monetäre Leistungen, die vom 
Bund-, Land- u. den Kommunen zu ref㘶nanzieren sind. Die im Antrag formulierten Forderungen und damit 
verbundenen Verweise zur praktischen Umsetzung für die soziale Arbeit und deren Wirkungsweise 
müssen an die verantwortlichen Stellen kommuniziert werden. Im Weiteren muss mit gezielter 
Lobbyarbeit daran gearbeitet werden, dass die Forderungen umgesetzt werden.
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